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►AKTUELL: BUNDESKABINETT BESCHLIEẞT GRUNDSTEUERREFORM

Am 21.06.2019 hat das Kabinett die Grundsteuerre-
form beschlossen. Fragen und Antworten hierzu 
zeigt das Bundesfinanzministerium auch auf seiner 
Website www.bundesfinanzministerium.de auf. 
Auch bei der neuen Grundsteuer soll die Berech-
nung den Schritten Wert mal Steuermesszahl mal 
Hebesatz folgen. Der Wert ergibt sich im neuen Mo-
dell grundsätzlich aus dem Bodenrichtwert und ei-
ner statistisch ermittelten Nettokaltmiete („Mietni-
veaustufe“). Weitere Faktoren sind Grundstückflä-
che, Immobilienart und Alter des Gebäudes. Da bis-
lang in den neuen Bundesländern Werte von 1935 
galten und in den alten Bundesländern Werte von 
1964, müsste der Effekt im Osten größer sein. Dies 
gilt insbesondere in Lagen, die zwischenzeitlich an 
Attraktivität gewonnen haben. Die Steuermesszahl 
wird zum Ausgleich – allerdings einheitlich – von 
0,35 % auf 0,034 % des Wertes gesenkt. Zusätzlich 
wird es Abschläge von 25 % für soziales, kommuna-

les und genossenschaftliches Wohnen geben. Weitere 
Angleichungen im Sinne einer gesamtheitlichen 
Aufkommensneutralität sollen die Gemeinden über 
die Hebesätze bewerkstelligen. Dies liegt allerdings 
außerhalb der Reichweite des Bundesgesetzgebers 
und es bleibt abzuwarten, ob die Gemeinden hier die 
Versprechen einlösen wollen und können, mit denen 
sie von politisch dritter Seite belastet wurden. We-
gen bayerischer Sonderinteressen gibt es für den ers-
ten Schritt eine Öffnungsklausel. 
Aus meiner Sicht war die Reform mehr als überfäl-
lig, auch weil die gesetzlich schon bisher vorge-
schriebenen Neubewertungen schlicht unterblieben 
sind. Fraglich ist, was aus dem politischen Verspre-
chen der Aufkommensneutralität wird – z. B. ob 
Wohnungseigentümer nun Wohnungsgenossen auch 
über die Grundsteuer fördern sollen und welche Be-
gründung es für diese Quersubvention geben könnte 
– und ob ein Sonderweg für Bayern klug war. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JULI UND AUGUST 2019 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.07.2019 12.08.2019 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.07.2019 12.08.2019 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 15.07.2019 15.08.2019 

Gewerbesteuer – 15.08.2019 

Grundsteuer – 15.08.2019 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 19.08.2019 

Sozialversicherung4 29.07.2019 28.08.2019 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Stipendiumsleistungen mindern nur teilweise die 
abziehbaren Ausbildungskosten 
Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung 
oder für ein Erststudium sind, sofern kein Ausbil-
dungsdienstverhältnis vorliegt, bis zu 6.000 € je Ka-
lenderjahr als Sonderausgaben abzugsfähig. 
Dagegen sind Aufwendungen für Aufbau- und 
Zweitstudiengänge in voller Höhe als Werbungskos-
ten zu berücksichtigen. Wirken sich die Aufwen-
dungen im Jahr der Verausgabung, z. B. wegen feh-
lender Einnahmen, nicht aus, sind sie vortragsfähig. 
Die steuermindernde Auswirkung ergibt sich dann 
in den Folgejahren. 
Das Finanzgericht Köln hatte darüber zu entschei-
den, ob und wie Stipendiumszahlungen zu berück-
sichtigen sind. Im Urteilsfall erhielt ein Student für 
seine Zweitausbildung ein Aufstiegsstipendium in 
Höhe von 750 € monatlich. Das Finanzamt zog diese 
bezogenen Leistungen in voller Höhe von den vom 
Studenten erklärten vorweggenommen Werbungs-
kosten (Studienkosten) ab. 
Das Gericht kürzte nur die für die Bildungsaufwen-
dungen erhaltenen anteiligen Leistungen. Gelder aus 
dem Stipendium, die dazu bestimmt sind, den all-
gemeinen Lebensunterhalt des Stipendiaten zu be-
streiten, mindern demnach nicht die Werbungskos-
ten für die Zweitausbildung. 
Die nicht auf die Werbungskosten anzurechnenden 
Beträge (im entschiedenen Fall 70 % der monatlichen 
750 €) ermittelte das Gericht anhand der allgemeinen 
Lebenshaltungskosten eines Studenten. 

Berücksichtigung von Verlusten aus einer Übungs-
leitertätigkeit 
Ein Übungsleiter erzielte aus seiner Tätigkeit im 
Streitjahr Einnahmen von 108,00 €. Die Aufwendun-
gen, die mit seiner Tätigkeit im Zusammenhang 
standen, betrugen 608,60 €. Er machte in seiner Ein-
kommensteuererklärung Verluste aus selbstständi-
ger Arbeit von 500,60 € geltend. 
Der Bundesfinanzhof lässt den Verlust grundsätzlich 
zum Abzug zu. Voraussetzung ist allerdings, dass es 
sich bei der Übungsleitertätigkeit nicht etwa um 
Liebhaberei handelt. Der Übungsleiter muss viel-
mehr seine Tätigkeit mit der Absicht, Gewinne zu 
erzielen, ausüben. 

►KINDER 

Unterhaltsrente für ein im eigenen Haushalt le-
bendes Kind 
Getrenntlebende Eltern streiten sich häufig darüber, 
wem von beiden das Kindergeld zusteht. Lebt das 
Kind bei einem Elternteil, ist die Haushaltsaufnahme 
des Kindes der Anknüpfungspunkt. Lebt das Kind 

im eigenen Haushalt, ist entscheidend, wer die hö-
here Unterhaltsrente zahlt. 
Im Urteilsfall lebte der Sohn am Studienort in einer 
eigenen Wohnung. Der Vater zahlte dem Sohn mo-
natlich 590 €. Die Mutter zahlte monatlich 490 €. 
Darüber hinaus zahlte sie den Semesterbeitrag, die 
Bahncard, Heimfahrt-Tickets, Zahnarztkosten sowie 
besondere Ausbildungskosten, zusammen 1.502 €. 
Die Familienkasse versagte der Mutter das Kinder-
geld, weil der Sohn nicht in ihrem Haushalt lebte 
und der Vater den überwiegenden Barunterhalt leis-
tete. Zu Recht, meinte der Bundesfinanzhof. 
Kindergeld wird nur an einen Kindergeldberechtig-
ten gezahlt. Gewähren beide Elternteile eine Unter-
haltsrente, erhält das Kindergeld derjenige, der die 
höchste Rente zahlt. Der Begriff der Unterhaltsrente 
orientiert sich am Begriff der Geldrente. So ist der 
Unterhalt monatlich im Voraus zu zahlen. Gewährte 
Sachleistungen wirken sich nicht aus. Da der Vater 
in allen Monaten regelmäßig 100 € mehr gezahlt hat 
als die Mutter, ist er vorrangig berechtigt. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Ausländische Buchführungspflichten können 
deutsche steuerliche Buchführungspflicht begrün-
den 
Wer nach anderen Gesetzen als den deutschen Steu-
ergesetzen buchführungspflichtig ist, muss diese 
Pflicht auch für die deutsche Besteuerung erfüllen. 
Das gilt selbst dann, wenn sich die Buchführungs-
pflicht nach ausländischem Recht ergibt. 
Eine Aktiengesellschaft (AG) war nach liechtenstei-
nischem Recht buchführungspflichtig. Sie besaß im 
Inland eine vermietete Immobilie und war insoweit 
in Deutschland beschränkt körperschaftsteuerpflich-
tig. Das Finanzamt erließ gegen die AG einen Be-
scheid über den Beginn der Buchführungspflicht für 
den Gewerbebetrieb „Vermietung und Verwaltung 
von Grundbesitz“. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass dieser Be-
scheid rechtmäßig war. Er schloss sich damit der 
(umstrittenen) Rechtsauffassung an, dass auch aus-
ländische Rechtsnormen zur Buchführung im inlän-
dischen Besteuerungsverfahren verpflichten können. 

Keine 5%-ige Versteuerung eines Übertragungs-
gewinns aus Aufwärtsverschmelzung im Organ-
schaftsfall 
Wird eine Kapitalgesellschaft auf eine andere Kapi-
talgesellschaft verschmolzen, bleibt bei der über-
nehmenden Gesellschaft ein Gewinn oder Verlust in 
Höhe des Unterschieds zwischen dem Buchwert der 
Anteile an der übertragenden Gesellschaft und dem 
Wert, mit dem die übergegangenen Wirtschaftsgüter 
zu übernehmen sind, abzüglich der Kosten des Ver-
mögensübergangs außer Ansatz. Allerdings gelten 



PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK 
STEUERBERATER 
FACHBERATER FÜR INTERNATIONALES STEUERRECHT 

MANDANTENBRIEF JULI 2019 
  SEITE 3 

 

STEUERBERATER PROF. DR. MICHAEL SCHEFCZYK ∙ SELLINER STR. 10 ∙ 01109 DRESDEN ∙ TEL. 03 51-4 59 56 40 ∙ MICHAEL@SCHEFCZYK.NET ∙ WWW.STB-SCHEFCZYK.DE 

5 % des Gewinns als nichtabzugsfähige Betriebsaus-
gaben, sodass nur 95 % steuerfrei bleiben. 
Der Bundesfinanzhof hat entgegen der Auffassung 
der Finanzverwaltung entschieden, dass die 5%-ige 
Versteuerung in Organschaftsfällen nicht zum Tra-
gen kommt, wenn eine Kapitalgesellschaft auf ihre 
Muttergesellschaft verschmolzen wird (Aufwärts-
verschmelzung), die ihrerseits Organgesellschaft 
einer körperschaftsteuerlichen Organschaft mit einer 
Kapitalgesellschaft als Organträgerin ist. Eine Ver-
steuerung findet weder auf Ebene der Muttergesell-
schaft noch auf Ebene der Organträgerin statt. Die 
sog. Bruttomethode kommt nicht zur Anwendung, 
da der Übertragungsgewinn nicht im Einkommen 
der Organgesellschaft enthalten ist. 

Vertraglich übernommene Gewerbesteuer als Ver-
äußerungskosten 
Ein Kommanditist veräußerte seinen Anteil an einer 
GmbH & Co. KG. Er vereinbarte mit dem Käufer, 
dass beide die dabei aufgrund einer vorangegange-
nen Verschmelzung anfallende Gewerbesteuer je zur 
Hälfte tragen sollten. Im Rahmen der Feststellungs-
erklärung erklärte die GmbH & Co. KG aus dem 
Verkauf einen Veräußerungsgewinn. Bei dessen Er-
mittlung minderte sie den Veräußerungserlös auch 
um die vom verkaufenden Kommanditisten über-
nommene Gewerbesteuer als Veräußerungskosten. 
Veräußerungskosten sind Betriebsausgaben, die 
durch die Veräußerung veranlasst sind. Das Verbot, 
Gewerbesteuer als Betriebsausgaben abzuziehen, gilt 
nur für den Schuldner der Gewerbesteuer. Es gilt 
nicht für denjenigen, der sich vertraglich zur Über-
nahme der Gewerbesteuer verpflichtet hat. Sofern 
die Übernahme der Gewerbesteuer nicht gesell-
schaftsrechtlich oder privat, sondern betrieblich ver-
anlasst ist, kann die übernommene Gewerbesteuer 
beim verkaufenden Kommanditisten als Veräuße-
rungskosten abzugsfähig sein. 

Die Legitimationswirkung der Gesellschafterliste 
greift auch bei eingezogenen Geschäftsanteilen 
Der Bundesgerichtshof hat seine Ansicht zur Legiti-
mation einer Gesellschafterliste bekräftigt. Die Ge-
sellschafterliste entfaltet eine Legitimationswirkung 
zugunsten der dort eingetragenen Personen. 
In einer GmbH waren die Geschäftsanteile eines Ge-
sellschafters aus wichtigem Grund eingezogen wor-
den. Vor der Aufnahme der aktualisierten Gesell-
schafterliste im Handelsregister fand eine Gesell-
schafterversammlung statt. An dieser nahm auch 
der Gesellschafter teil, dessen Anteile eingezogen 
worden waren. 
Der Bundesgerichtshof stellte klar, dass die im Han-
delsregister aufgenommene Gesellschafterliste selbst 
dann gilt, wenn die Geschäftsanteile zwischenzeit-
lich an eine andere Person übertragen worden oder 

aufgrund eines Einziehungsbeschlusses untergegan-
gen sind. Eine in der Gesellschafterliste eingetragene 
Person kann trotz Verkaufs oder Verlusts der Antei-
le weiterhin alle Gesellschafterrechte geltend ma-
chen, insbesondere bei Gesellschafterversammlun-
gen abstimmen. Durch das Abstellen auf die rein 
formelle Legitimationswirkung kann im Sinne der 
Rechtssicherheit eine unter Umständen aufwändige 
Prüfung der tatsächlichen Verhältnisse unterbleiben. 

Gewinnausschüttungsanspruch aus GmbH-Beteili-
gung kann bei hinreichender Sicherheit auch ohne 
Gewinnverwendungsbeschluss zu aktivieren sein 
Hat ein Bilanzierender GmbH-Anteile im Betriebs-
vermögen, so sind Gewinnausschüttungsansprüche 
hieraus erst zu aktivieren, wenn ein Gewinnverwen-
dungsbeschluss der GmbH vorliegt. Allerdings kann 
auch ein erst künftig entstehender Anspruch zu ak-
tivieren sein, wenn er wirtschaftlich in der Vergan-
genheit verursacht und am Bilanzstichtag hinrei-
chend sicher ist. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
hatte der Unternehmer A seine GmbH-Anteile ver-
kauft, sich aber die Gewinnausschüttung für die Zeit 
seiner Beteiligung vorbehalten. Diesen Anspruch 
hatte er mehrfach abgesichert. So hatte die GmbH 
ihm über den auszuschüttenden Gewinn bereits ein 
unkündbares Darlehen ausgezahlt, das nur mit dem 
späteren Gewinnausschüttungsanspruch verrechnet 
werden konnte. Außerdem hatte sich der neue An-
teilseigner zur Gewinnausschüttung verpflichtet und 
diesen Anspruch an A abgetreten. Durch diese Maß-
nahmen war der Gewinnausschüttungsanspruch 
beim Verkauf so sicher, dass er das Betriebsvermö-
gen erhöhte und A ihn schon zu diesem Zeitpunkt 
zu versteuern hatte. 
Gewinnausschüttungen einer GmbH an Einzelunter-
nehmer und Personengesellschaften sind nach dem 
Teileinkünfteverfahren nur zu 60 % steuerpflichtig. 

Ausfall von Gesellschafterdarlehen 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur 
geänderten Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) geäußert, nach der der Ausfall von Gesell-
schafterdarlehen bei GmbH-Gesellschaftern und Ak-
tionären grundsätzlich nicht mehr steuerlich berück-
sichtigt wird. Das BMF folgt damit der neuen Recht-
sprechung, erkennt aber ebenso wie der BFH aus 
Gründen des Vertrauensschutzes die vormaligen 
Grundsätze für eine Übergangszeit an. 

►UMSATZSTEUER 

Anforderungen an den Nachweis für innergemein-
schaftliche Lieferungen 
Der Unternehmer muss bei umsatzsteuerfreien in-
nergemeinschaftlichen Lieferungen mit Belegen 
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nachweisen, dass er oder der Abnehmer den Liefer-
gegenstand in das übrige Gemeinschaftsgebiet be-
fördert oder versendet hat. Die Belegnachweispflicht 
kann nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs 
nicht durch Zeugenbeweis ersetzt werden. 
Belegnachweise sind in Versendungsfällen insbe-
sondere der Frachtbrief, die Bescheinigung des be-
auftragten Spediteurs oder die Versandbestätigung 
des Lieferers. Auch der CMR-Frachtbrief wird als 
Belegnachweis anerkannt. 

Erstattung zu Unrecht abgeführter Umsatzsteuer 
an Bauträger 
Nachdem der Bundesfinanzhof im Jahr 2013 ent-
schieden hat, dass Bauträger für von ihnen bezogene 
Leistungen von Bauunternehmern regelmäßig nicht 
die Umsatzsteuer schulden, fordern die Bauträger 
die zu Unrecht von ihnen an die Finanzämter abge-
führte Umsatzsteuer zurück. Die Finanzverwaltung 
will die Umsatzsteuer jedoch nur dann an die Bau-
träger erstatten, wenn diese die Umsatzsteuer nach-
träglich an die Bauunternehmer tatsächlich gezahlt 
haben oder das Finanzamt den Erstattungsanspruch 
mit einem abgetretenen Nachforderungsanspruch 
des Bauunternehmers aufrechnen kann. 
Der Bundesfinanzhof hat diesem Ansinnen der Ver-
waltung klar widersprochen. Der Bauträger hat ei-
nen uneingeschränkten Anspruch auf Erstattung der 
zu Unrecht abgeführten Umsatzsteuer. Dieser ist 
nicht von den seitens der Verwaltung aufgestellten 
Voraussetzungen abhängig. 
Außerdem hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
dass der Bauunternehmer gegen den Bauträger ei-
nen Anspruch auf Zahlung der Umsatzsteuer hat, 
wenn beide Vertragsparteien bei einem vor Erlass 
des BFH-Urteils vom 22.08.2013 abgeschlossenen 
und durchgeführten Bauvertrags übereinstimmend 
von einer Steuerschuldnerschaft des Bauträgers aus-
gegangen sind und der Bauträger die auf die Leis-
tungen des Bauunternehmers entfallende Umsatz-
steuer zunächst an das Finanzamt abgeführt hat und 
später die Erstattung der Steuer verlangt. 

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt werden 
Alter schützt vor Kündigung. Das hat das Landge-
richt Berlin entschieden. Geklagt hatten zwei Senio-
ren, die wegen Eigenbedarfs ihre Wohnung verlas-
sen sollten. 
Hintergrund der Entscheidung war ein Streit über 
die Räumung und Herausgabe einer Wohnung, die 
von den 87- und 84-jährigen Mietern seit vielen Jah-
ren angemietet war. Der Vermieter hatte die Kündi-
gung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs er-
klärt. Die Mieter hatten der Kündigung des Miet-
verhältnisses unter Hinweis auf ihr hohes Alter, ih-

ren beeinträchtigten Gesundheitszustand, die lang-
jährige Verwurzelung am Ort der Mietsache sowie 
die für die Beschaffung von Ersatzwohnraum zu 
beschränkten finanziellen Mittel widersprochen. 
Das Gericht hat den Mietern einen Anspruch auf 
eine zeitlich unbestimmte Fortsetzung des Mietver-
hältnisses zugebilligt. Diese hätten sich zu Recht da-
rauf berufen, dass der Verlust der Wohnung auf-
grund des hohen Alters eine besondere Härte bedeu-
te. Dabei ließ das Gericht offen, ob die behaupteten 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen tatsächlich be-
stehen. Ab welchem Alter diese Grundsätze anzu-
wenden sind, ließ das Gericht allerdings offen. 

►ERBSCHAFTSTEUER 

Sachverständigengutachten für Grundbesitzbewer-
tung nicht stets vorrangig 
Die Erbin eines freistehenden Einfamilienhauses 
veräußerte das Objekt zeitnah nach dem Erbfall für 
460.000 €. Mit der Erklärung zur Feststellung des 
Bedarfswertes legte sie ein Gutachten vor, wonach 
eine Gutachterin einen Verkehrswert von 220.000 € 
ermittelt hatte. Das zuständige Finanzamt stellte ei-
gene Ermittlungen an und setzte den Wert mit 
320.000 € bei der Erbschaftsteuerfestsetzung an. 
Die Erbin legte unter Hinweis auf das Gutachten 
Einspruch ein. In seiner Einspruchsentscheidung 
erhöhte das Finanzamt den Grundbesitzwert auf den 
tatsächlich erzielten Veräußerungspreis von 460.000 
€. Zu Recht, wie das Niedersächsische Finanzgericht 
bestätigte. Der Wertansatz sei nicht zu beanstanden. 
Der bei einer Veräußerung an einen fremden Dritten 
erzielte Kaufpreis für ein Wirtschaftsgut liefert vor-
liegend den sichersten Anhaltspunkt für den gemei-
nen Wert bzw. den Verkehrswert. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Ur-
laubsanspruch 
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Haupt-
leistungspflichten durch die Vereinbarung unbezahl-
ten Sonderurlaubs vorübergehend aus, entsteht beim 
Arbeitnehmer für diese Zeit kein Anspruch auf Er-
holungsurlaub. So entschied das Bundesarbeitsge-
richt im Fall einer Arbeitnehmerin, die den gesetzli-
chen Mindesturlaub von 20 Tagen für ein Kalender-
jahr von ihrem Arbeitgeber verlangte, in dem sie 
wegen unbezahlten Sonderurlaubs keine Arbeitsleis-
tung erbracht hatte. 
Mit dieser Entscheidung änderte das Bundesarbeits-
gericht seine bisherige Rechtsprechung, nach der es 
für die Entstehung des Urlaubsanspruchs nicht auf 
die geleistete Arbeit, sondern nur auf das Bestehen 
des Arbeitsverhältnisses ankam. 


